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Wahlprüfstein von: Krankenhausgesellschaft Rheinland-Pfalz e.V. 
Antwort von: Die Linke Rheinland-Pfalz (RLP) 
Datum: 10.03.2026 
 
 
1. Versorgungssicherheit und Finanzierung  
Die Umstrukturierung der Krankenhauslandschaft darf die Patientenversorgung nicht 
gefährden. Krankenhäuser brauchen verlässliche Finanzierung, faire Vergütung und 
ausreichende Investitionsmittel.  
 

• Welche Maßnahmen planen bzw. unterstützt Ihre Partei zur finanziellen 
Absicherung bedarfsnotwendiger Krankenhäuser während der 
Umstrukturierung der Krankenhauslandschaft? 

 
Im Gegensatz zur SPD geführten Landesregierung wollen wir alle Klinikstandorte 
erhalten, z. B. durch die Absicherung einer landeseigenen Gesellschaft, damit in Not 
oder Schieflage geratene Kliniken in die Kontrolle des Landes überführt werden. Ist 
eine Klinik erstmal geschlossen, die Arbeitsplätze und -kräfte weg, ist es eher 
unwahrscheinlich, dass ein Standort wiederbelebt wird. Statt Schließungen wollen 
wir gerade in ländlichen Räumen kommunale Behandlungszentren etablieren, in 
denen verschiedene Fachkräfte (z.B. Ergotherapie, Psychotherapie usw.) integriert 
werden und die Versorgung gesichert ist.  
Der Umstrukturierung als Ganzes stehen wir sehr kritisch gegenüber, da wir 
grundsätzlich für eine wohnortnahe Versorgung stehen und uns vom 
Fallpauschalen-System komplett verabschieden wollen. Für uns gilt: Nicht 
Fallzahlen, sondern nur die Bedarfe der Patient*innen können der Maßstab für die 
Anzahl und Lage der Krankenhäuser sein. Als Übergang muss dafür gesorgt werden, 
dass Pauschalen für die Häuser der Grundversorgung einschließlich Geburtshilfe, 
Kinderheilkunde, Geriatrie und Notfallabteilungen erhöht bzw. geschaffen werden.  
Wichtig ist uns zudem, dass die Einstiegsgehälter für Pflegefachperson erhöht, die 
Personaluntergrenzen eingehalten und Personalschlüssel für alle Berufsgruppen im 
Gesundheitswesen gesetzlich verankert werden inklusive 
Sanktionierungsregelungen bei Nichteinhaltung. Eine Absicherung von 
Krankenhäusern beginnt bei der fairen Vergütung des Personals!  
 

• Unterstützen Sie die Einführung eines dauerhaften Inflationsausgleichs für 
Krankenhäuser? 

 
Ja, aus unserer Sicht ist ein dauerhafter Inflationsausgleich das Mindeste. 
 

• Wie positioniert sich Ihre Partei zur vollständigen Übernahme der 
Investitionskosten für Krankenhäuser (jenseits des KHZG und des 
Transformationsfonds) durch das Land? 

 
Wir stehen für Landesinvestitionen in Kliniken und Klinikstandorte, da die 
Gesundheitsversorgung zur Daseinsvorsorge gehört und nicht einfach eingespart 
werden kann. Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass wir kompetente und vielfältig 
aufgestellte medizinische Versorgungszentren haben. Hierfür muss das Land 
Verantwortung übernehmen mit dem Ziel der Überwindung des Fallpauschalen-
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Systems sowie der Überführung der Krankenhäuser in öffentliches Eigentum. 
 

• Werden Sie im Falle eines Wahlsieges die generelle Eigenbeteiligung der 
Krankenhausträger bei der Einzel-Investitionsförderung wegfallen lassen? 

 
Alle gemeinnützigen Krankenhausträger haben unsere volle Unterstützung. Jedoch 
wollen wir nicht, dass mit Krankenhäusern oder Pflege Profite gemacht werden. Wir 
werden also sehr genau hinschauen, welche Investitionen von wem beantragt 
werden. Allen Gesellschaften, die sich der Daseinsvorsorge verschrieben haben, 
stehen wir zur Seite. 
 

• Plant bzw. unterstützt Ihre Partei Sonderprogramme zur Förderung von 
Klimaschutz und Nachhaltigkeit in Krankenhäusern?  
 

Ja! Denn für uns ist klar: Klimaschutz geht uns alle an. Auch Kliniken und 
Krankenhäuser müssen hierzu ihren Beitrag leisten und Investitionen in 
Nachhaltigkeit tätigen. Insgesamt planen wir für die ökologische Transformation ein 
Zukunftsinvestitionsprogramm von 20 Milliarden Euro, das auch auf eine nachhaltige 
Umstellung von Krankenhäusern angewandt werden soll.  
Nach unserer Ansicht muss die komplette Nachhaltigkeitsstrategie des Landes 
überarbeitet werden. Wir sehen hier viel Potenzial, um auch öffentliche und 
gemeinnützige Institutionen besser mit Förderprogrammen zur Umstellung auf 
Nachhaltigkeit zu bedenken. 
 

• Im Krankenhausbereich werden im Jahr 2026 bereits 1,8 Mrd. Euro 
eingespart. Die GKV hat weitere Einsparungen in Höhe von 50 Mrd. Euro 
gefordert, auch im Bereich der Kliniken. Wie ist Ihre Haltung dazu?  

 
Wir lehnen die genannten Einsparungen ab. Sie werden nur wenig zu 
Beitragssenkungen oder einer effizienteren Ausrichtung von Kliniken beitragen, 
dafür jedoch die Situation von Patient*innen und dem Personal weiter 
verschlechtern. Eine wirksame und langfristige Änderung würde eine solidarische 
Gesundheitsversicherung bringen, die von allen in Deutschland lebenden Menschen 
finanziert wird. Dadurch werden nicht nur die Beitragssätze sinken, sondern auch die 2-
Klassen-Medizin aufhören und eine bessere flächendeckende Versorgung ermöglicht. 
Zudem wollen wir die Beitragsbemessungsgrenze abschaffen: Der Beitrag muss sich 
nach der Leistungsfähigkeit richten – wer mehr verdient, zahlt auch über die bisherige 
Grenze hinaus Beiträge und das System wird gerechter. Und schließlich sehen wir einen 
Hebel in der Entbürokratisierung: In allen Bereichen der medizinischen Versorgung ist 
eine Entbürokratisierung nötig. Die Beschäftigten in den Gesundheitsberufen sollten 
weniger Zeit für Formulare aufwenden müssen, um mehr Zeit für ihre Patient*innen 
zu haben.  
 
2. Deregulierung und Bürokratieabbau  
Zu viele Vorschriften und Kontrollen bremsen die Arbeit in den Krankenhäusern. 
Gefordert wird mehr Vertrauen in die Verantwortlichen vor Ort und der Ersatz von 
starren Vorgaben durch flexible Anreize. 
 

• Wie beabsichtigt Ihre Partei, auf Landesebene bestehende kleinteilige 
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Vorgaben und Dokumentationspflichten für Krankenhäuser zu reduzieren? 
 

Ein wichtiger Schritt wäre die bereits genannte Forderung von uns, die 
Fallpauschalen abzuschaffen, weil gerade sie den hohen Dokumentationsaufwand 
verursachen. Darüber hinaus brauchen wir Vereinfachungen hinsichtlich Doppel- und 
Mehrfachdokumentationen und wir sehen eine Chance im Ausbau der digitalen 
Infrastruktur, die durch bessere Vernetzung und intuitiv und einheitlich gestaltete 
digitale Dokumentationsmöglichkeiten für Erleichterungen und Vereinfachungen 
sorgen kann. Wichtig ist uns zudem, dass Pflegekräfte bei diesen Schritten zur 
Reduktion von Dokumentationspflichten beteiligt werden – wir werden auf jeden Fall 
mit ihnen das Gespräch suchen und gemeinsam Lösungen eruieren. 
Zuletzt möchten wir erwähnen, dass wir einen Direktzugang von Patient*innen zu 
Therapeut*innen befürworten und auch hierhin eine bürokratische Erleichterung 
sehen.  
 

• Welche konkreten Anreizsysteme möchten Sie anstelle von 
zentralstaatlicher Überregulierung einführen bzw. werden Sie solche 
Vorhaben unterstützen?  

 
Wir sehen in einer guten Bezahlung, einer korrekten Bezahlung und Abrechnung von 
Überstunden und Zuschlägen und in guten Arbeitsbedingungen, zu denen 
Mitbestimmung und klare Regelungen zu Personalschlüssel, Springerpools und 
Bereitschaftsdienste zählen, den effektivsten Weg, um die Arbeit von und in 
Krankenhäusern nicht ‚auszubremsen‘. Wichtige Schritte sehen wir darüber hinaus in 
dem bereits genannten Bürokratieabbau sowie Direktzugang. 
Menschen, die in der Pflege arbeiten und sich dort Tag für Tag um Menschen 
kümmern, haben bereits eine starke eigenständige Motivation – ihnen gehört unser 
Dank. Für uns ist klar, dass mehr Zeit für die Patient*innen zur Verfügung stehen 
muss – das ist der Grund, warum Pfleger*innen den Job machen. Darauf muss der 
Fokus jedes Anreizsystems liegen. 
 
3. Fachkräftesicherung  
Der Mangel an Pflege- und Fachkräften ist angesichts sich wandelnder 
Vorstellungen zu Beruf und Freizeit und im Hinblick auf die demografische 
Entwicklung eine zentrale Herausforderung für die Krankenhäuser. Gefordert sind 
vereinfachte Anerkennungsverfahren, Kostenübernahme für Qualifikationen und 
Maßnahmen gegen Leiharbeit.  
 

• Welche konkreten Vorschläge hat Ihre Partei zur Fachkräftesicherung? 
 
Gute Bezahlung, Aufstiegschancen und Wertschätzung in den Einrichtungen und der 
Gesellschaft ist der Schlüssel zur Fachkräftesicherung. Zu den bereits genannten 
Forderungen wollen wir auch eine schrittweise Reduzierung der Arbeitszeit auf 35 
Stunden pro Woche bei vollem Lohnausgleich. Fachkräfte bleiben bei guten 
Arbeitsbedingungen, sie bleiben aber vor allem auch dort, wo sie gut leben können. 
Uns ist daher wichtig, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, insbesondere im 
ländlichen Raum die soziale und kulturelle Infrastruktur auszubauen sowie den ÖPNV 
nachhaltig und attraktiv (perspektivisch wollen wir das Null-Euro-Ticket) zu 
gestalten.  
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Als einen weiteren wichtigen Schritt bezüglich des Fachkräftemangels sehen wir den 
Ausbau von Medizinstudienplätzen. Wir wollen eine zweite medizinische Hochschule 
in RLP sowie neue Zulassungsregelungen für das Medizinstudium und eine faire 
Vergütung während des praktischen Jahres.  
Zudem wollen wir, dass die Therapeut*innenausbildung endlich reformiert wird, 
damit ausgebildete Fachkräfte schneller zur Verfügung stehen. Allgemein wollen wir 
eine Verbesserung der Ausbildungen in den Gesundheitsberufen sowie eine 
Ausbildungsoffensive. Und schließlich ist uns eine schnellere Bearbeitung von 
Anträgen zu Arbeitserlaubnissen, eine Entbürokratisierung der Anerkennung von 
ausländischen Berufsqualifikationen und die Förderung gezielter Projekte zur 
Gewinnung von Auszubildenden und Fachkräften aus dem Ausland mit 
einer guten und verlässlichen Bleibeperspektive, wichtig. 
 

• Setzen Sie sich für eine einheitliche und bürokratiearme Anerkennung 
ausländischer Fachkräfte im Gesundheitswesen ein? 

 
Ja. In Deutschland sind die Hürden für die Anerkennung von Berufen und die 
Integration in den Arbeitsmarkt besonders hoch. Auch das ist ein Element fehlender 
Wertschätzung für Lebensleistungen. Wir fordern schon lange die einfache 
Anerkennung von Ausbildungen, Berufs- und Hochschulabschlüssen und wollen hier 
für Rheinland-Pfalz vereinfachte Regelungen und Verfahren einführen. 
 

• Welche Instrumente zur Eindämmung der negativen Auswirkungen der 
Leiharbeit in der Pflege sehen Sie als sinnvoll an? 

 
Wir lehnen Leiharbeit ab und wollen vernünftige Verträge in ganz Rheinland-Pfalz. 
Arbeitgeber*innen müssen in die Qualifizierung ihres Personals und in Anreize für ihr 
Personal investieren. 
Insbesondere die Struktur der Sub-Sub-Unternehmen muss beendet werden, damit 
Menschen aus dem europäischen Ausland nicht weiter ausgebeutet werden durch 
prekäre und menschunwürdige Arbeitsbedingungen z.B. in der häuslichen Pflege.  
 
4. Qualitätssicherung und -verbesserung  
Qualität der medizinischen und pflegerischen Behandlung im Krankenhaus soll 
unseres Erachtens an den Behandlungsergebnissen gemessen werden, nicht an 
starren Strukturvorgaben. Die Prüfverfahren müssen vereinheitlicht und unabhängig 
organisiert werden.  
 

• Wie will Ihre Partei sicherstellen, dass Qualitätssicherung der 
Ergebnisqualität Vorrang gibt und nicht primär Strukturvorgaben dient? 

 
Wir glauben, dass die Qualität im Gesundheitssystem ohnehin sehr hoch ist und die 
Mitarbeiter*innen in den Krankenhäusern ein hohes Maß an Eigenverantwortung 
zeigen. Objektive und gesetzliche Standards sollten immer Vorrang vor internen 
Vorgaben haben. 
 

• Setzt sich Ihre Partei für eine unabhängige Organisation des Medizinischen 
Dienstes ohne Krankenkassenbindung ein? 
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Nein. 
 
5. Sektorenübergreifende Versorgung und ambulante Öffnung  
Krankenhäuser sollen stärker ambulant arbeiten dürfen und eng mit anderen 
Versorgern zusammenarbeiten, um Lücken in der ambulanten Versorgung zu 
schließen.  
 

• Sollten Krankenhäuser aus Ihrer Sicht dauerhaft und unabhängig von der 
Kassenärztlichen Vereinigung ambulante Behandlungen anbieten dürfen, 
wenn es in der Region zu wenig niedergelassene Ärztinnen und Ärzte oder 
andere ambulante Versorger (z.B. Medizinische Versorgungszentren) gibt? 

 
Wir wollen eine sektorenübergreifende medizinische Versorgung und stehen daher 
einer Verbinnung von ambulanter und stationärer Medizin insbesondere auf dem 
Land positiv gegenüber. Wir sehen hier ein Problem in den Zulassungsbeschränkun-
gen für sämtliche Kassenarztsitze, die nun die Nachfolge für Haus- und Fachärzt*in-
nen im Rentenalter erschweren – eine sektorenübergreifende medizinische Versor-
gung kann daher wirksam sein gegen den Ärztemangel auf dem Land. Wichtig ist 
uns dabei, dass Medizinische Versorgungszentren sich an öffentlicher Planung so-
wie dem Gemeinwohl orientieren. Für uns sind also Medizinischen Versorgungszen-
tren das Mittel der Wahl zur Versorgung der Bürger*innen.  
 

• Unterstützt Ihre Partei die Idee, dass die Länder selbst entscheiden dürfen, 
welche Krankenhäuser ambulante Leistungen übernehmen sollen?  

 
Sofern solche Entscheidungsprozesse in ein öffentliches Versorgungssystem 
eingebunden sind und damit Versorgungssicherheit gewährleistet ist, könnte das 
eine sinnvolle Möglichkeit sein.  
 
6. Effizienter Personaleinsatz  
Die Krankenhäuser wollen selbst über den Personaleinsatz entscheiden können, 
statt starr an Vorgaben gebunden zu sein. Personalregelungen sollen flexibler 
gestaltet werden. 
 

• Welche Pläne verfolgt Ihre Partei zur Flexibilisierung der Psychiatrie- und 
Psychosomatik-Richtlinie? 

 
Eine Flexibilisierung des Personaleinsatzes darf aus unserer Sicht keinesfalls zu 
einer schlechteren Versorgung führen, negative Auswirkungen auf die Beschäftigten 
haben oder Mindeststandards unterlaufen. Vielmehr braucht es eine schnellere 
Umsetzung der Mindestpersonalstandards, mehr Therapieplätze sowie eine 
verbindliche Finanzierung. Weitere konkrete Vorschläge diskutieren wir gerne mit 
Ihnen sowie weiteren Interessengruppen / Betroffenen. 
 

• Unterstützt Ihre Partei die Einführung eines Ganzhausansatzes anstelle 
stationsbezogener Pflegepersonaluntergrenzen? 

 
Für uns ist wichtig, dass das Pflegepersonal ausreicht, um Patient*innen zu 
versorgen. Dies kann in unterschiedlichen Bereichen, einen unterschiedlichen Ansatz 
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bedeuten. Wir glauben, dass ein stationsbezogener Ansatz ein sinnvolles Mittel ist, 
um für die jeweilige Station die Versorgung sicherzustellen. Primär für uns ist, dass 
die gesetzlich bereits geltende PPR 2.0 (Pflegepersonal-Regelung in Form der 
Pflegepersonalbemessungsverordnung) im Bereich der Pflegefachkräfte wirkt. 
 
7. Digitalisierung  
Digitale Infrastruktur ist für moderne Krankenhäuser unverzichtbar. Dafür braucht es 
eine dauerhafte Finanzierung und die Förderung neuer digitaler 
Versorgungsmodelle.  
 

• Wie stellt Ihre Partei sicher, dass Betriebs- und Investitionskosten für 
Digitalisierung in Krankenhäusern dauerhaft finanziert werden? 

 
Digitalisierung ist aus unserer Sicht vor allem dann sinnvoll, wenn sie wirklich 
Prozesse vereinfacht und Zeit und Kosten spart. Somit sollten im besten Falle die 
Kosten nach der Digitalisierung geringer sein und das System sich selbst tragen. 
 

• Plant Ihre Partei, einen dauerhaften Digitalisierungszuschlag für 
Krankenhäuser auf Landesebene einzuführen? 

 
Nein, jedoch setzen wir uns allgemein für eine stärkere öffentliche Finanzierung von 
Krankenhäusern ein, die auch Digitalisierung miteinschließt. 
 

• Welche Förderung digitaler Geschäftsmodelle im Krankenhausbereich 
beabsichtigt Ihre Partei? 

 
Digitale Sprechstunden oder Telenotärzte können helfen die Versorgung sicher zu 
stellen und den Patient*innen besser und schneller zu helfen. Wir wollen in jedem 
Fall, dass digitale Angebote nicht den Kontakt zu den Menschen ersetzen, sondern 
ein zusätzliches Angebot bilden. 
 
9. Psychiatrische und psychosomatische Versorgung  
Psychiatrische Angebote sollen wohnortnah, flexibel und sektorenübergreifend 
organisiert werden – mit besonderem Blick auf Kinder und Jugendliche.  
 

• Wie möchte Ihre Partei sektorenübergreifende regionale 
krankenhauszentrierte Versorgungsnetzwerke stärken? 

 
Wie bereits erwähnt, planen wir kommunale Behandlungszentren, in denen die 
Psychotherapie gemeinsam mit anderen Fachkräften (Ergotherapie, Physiotherapie, 
Sozialarbeiter*innen und Pflegefachkräften) und Ärzt*innen gemeinsam die 
Patient*innen vor Ort versorgen. Die Etablierung von solchen Medizinischen 
Versorgungszentren muss durch das Land finanziell unterstützt werden.  
 

• Beabsichtigt Ihre Partei, Modellvorhaben nach § 64b SGB V zu fördern und 
ggf. in die Regelversorgung zu überführen? 

 
Die Überwindung der starren Sektorengrenzen - also ambulant, teilstationär und 
stationär – halten wir für sinnvoll und förderungswürdig, solange die Versorgung der 
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Patient*innen im Mittelpunkt steht und nicht Budgetfragen den Ausschlag geben. 
 
8. Notfallversorgung und Rolle der Krankenhäuser in Krisenzeiten  
Die geplante Reform der Notfallversorgung muss zügig umgesetzt werden. 
Krankenhäuser brauchen klare Zuständigkeiten und eine vollständige Finanzierung 
ihrer Notfallleistungen.  
In Krisensituationen – wie Pandemien, Naturkatastrophen oder große Unfälle – sind 
Krankenhäuser eine zentrale Anlaufstelle und müssen besonders vorbereitet und 
finanziell abgesichert sein.  
 

• Welche Schwerpunkte setzt Ihre Partei bei der Reform der 
Notfallversorgung? 

 
Aus unserer Sicht müssen Krankenhäuser für Krisensituationen ausreichend 
Kapazitäten vorhalten. Diese Vorhaltung muss honoriert werden und mit in die 
Planung und Bezuschussung von Krankenhäusern einbezogen werden. 
 

• Unterstützt Ihre Partei eine vollständige Refinanzierung der ambulanten 
Notfallversorgung durch Krankenhäuser? 

 
Ja. Mit der Einführung einer Vermögensteuer hätte das Land Rheinland-Pfalz 4,7 
Milliarden Euro mehr im Jahr zur Verfügung, um wichtige Infrastruktur und die 
Krankenhäuser zu unterstützen.  
 

• Wie werden Sie im Falle eines Wahlsieges die Kliniken im Land bei ihrer 
Vorbereitung auf die ihnen zugedachte Rolle in einem Krisenfall 
unterstützen? 

 
Grundsätzlich wollen wir eine stabile Finanzierung der Kliniken durch die öffentliche 
Hand sowie das Ende des Fallpauschalen-Systems – beides sind wesentliche 
Faktoren Kliniken in Krisenfällen resilient zu machen. 
 

• Sind Sie der Meinung, dass die geplanten Integrierten Notfallzentralen an 
Krankenhäusern vom Land zugewiesen werden sollen? 

 
Wir sind der Meinung, dass es hier eines Austausches mit den Krankenhäusern 
bedarf und das Land zuweist. 
 
10. Arzneimittelversorgung  
Engpässe bei wichtigen Medikamenten müssen verhindert werden. Gleichzeitig soll 
der Zugang zu innovativen, teuren Arzneimitteln gesichert werden.  
 

• Welche Maßnahmen plant Ihre Partei, um versorgungskritische 
Lieferengpässe bei Arzneimitteln zu vermeiden? 

 
Wir stehen für kurze Lieferwege und den Aufbau von Produktionskapazitäten in der 
EU. Viel zu lange haben wir aufgrund von Kosteneinsparungen die Produktion 
verlagert, ohne sich ausreichend Gedanken über Konsequenzen zu machen. Dies ist 
ein Irrweg, den wir korrigieren wollen. 
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• Wie möchte Ihre Partei den frühen Zugang zu innovativen Arzneimitteln 

sicherstellen und extrem hochpreisige Arzneimittel finanzieren?  
 
Forschung ist wichtig – aber gerade auch bei Arzneimitteln sehr teuer. Wir wollen, 
dass hochwertige, lebensrettende Arzneimittel für alle Menschen zur Verfügung 
stehen. Gleichzeitig wollen wir nicht die Übergewinne der Pharmabranche 
vergrößern. Wir glauben, dass der Arzneimittelmarkt komplett neu geregelt werden 
muss, damit die Menschen Zugang zu nötigen Arzneimitteln haben. Grundsätzlich 
wollen wir u.a. mittelfristig Patentrechte in öffentliche Hand bringen und faire 
Lizenzvergaben für globale Herstellung. Hierfür braucht es nationale und 
internationale Forschungsfonds.  
 
 


